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Wahlen einen »Nebel der Unsicherheit« über die weite-
ren politischen Folgen für Russland. Es kann entweder 
mit einer Lockerung des aktuellen repressiven Vorge-
hens des Kremls gerechnet werden, um die Beziehun-
gen zum Westen wieder zu verbessern, oder das genaue 
Gegenteil, in welchem der Kreml seine derzeitige repres-
sive und isolationistische Politik fortsetzt, oder die Kom-
bination beider Strategien. Erneut werden es vor allem 
die subjektiven Wahrnehmungen des Regimes und weni-

ger die tatsächlichen Entwicklungen die entscheiden-
den Faktoren für Russlands politische Zukunft darstel-
len. In diesem Zusammenhang könnten die weiteren 
Entwicklungen in Belarus für den Kreml als ein wich-
tiger politischer Testfall fungieren, aus dem die russi-
sche Führung sicherlich versuchen wird, wertvolle Leh-
ren für sich zu ziehen.
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Informationskriege, Oppositionskoordination und die Dumawahl im Jahr 
2021
Regina Smyth (Indiana University und Woodrow Wilson Center, Washington D.C.)

Riskante Strategien
In den Jahren 2011 und 2012 führten die Anstren-
gungen des Putin-Regimes, den Wahlkampf zu steu-
ern, zu einem zweigeteilten politischen Raum, in dem 
sich die Strategien der jeweiligen Akteure entfalteten. 
Regimetreue Kandidat:innen und Parteien konkurrier-
ten um Stimmen, während sich die Opposition bemüht 
zeigte, neue Informationen über staatliche Manipula-
tionen und die insgesamt missliche Lage der nicht-sys-
temischen Opposition zu produzieren. Während die 
Opposition so dem Kreml bei einigen Regionalwahlen 
einen Strich durch die Rechnung machen konnte, hat 
sie im Vorfeld der Wahlen im September dieses Jahres 
ein noch größeres Potenzial, eine weitreichende Mobi-
lisierung der Opposition bei den Wahlen und auf der 
Straße zu erzielen. Die Kombination aus gesellschaftli-
cher Unzufriedenheit, effektiven Informationskampa-
gnen der Opposition und dem Unvermögen des Regimes, 

neue Medienplattformen zu neutralisieren, hat zu neuen 
Herausforderungen geführt. Diese zwingen jedoch den 
Staat zu riskanten Strategien, die das Bild von einer tau-
ben und autoritären Regierung bestätigen, das die Oppo-
sition vom Regime zeichnet.

Die Mobilisierungsstrategie des Kremls
Der überwältigende Sieg des Kremls bei der Dumawahl 
im Jahr 2016 unterstrich die Fähigkeit des Regimes, 
Stimmen zu mobilisieren. Einiges Russland (ER) ent-
wickelte sich von einer skelettartigen Partei zu einem 
Marktplatz, auf dem die russische Elite politischen 
Zugang, Karrierechancen und Ressourcen für Loyalität 
austauschte. Einiges Russland-Mitglieder besetzen wich-
tige Posten in Wahlkommissionen und dienen als Wahl-
beobachter:innen. Regionale Beamte, staatliche Unter-
nehmen und Behörden sorgen zuverlässig dafür, dass 
Wähler:innen mobilisiert werden, um Arbeitsplätze und 
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Vor den Dumawahlen weitet Russland die elektronische Stimmabgabe aus – 
warum und mit welchen potenziellen Folgen?
Stas Gorelik (George Washington-Universität, Washington D.C. / Forschungsstelle Osteuropa, Bremen)

Verbreitung neuer Technologien zur 
Stimmabgabe
2019 wurde recht überraschend bei den Wahlen zur 
Moskauer Stadtduma eine Online-Stimmabgabe (russ. 
offiziell: »distanzionnoje elektronnoje golosowanije«) 
eingeführt (https://meduza.io/en/feature/2019/09/07/
shut-up-and-trust-them), allergings vorerst nur in drei 
städtischen Wahlkreisen (»okrugi«). Im Jahr darauf, 
im Frühjahr 2020 wurde beschlossen, dass unabhän-
gige Kandidat:innen, die Unterschriften sammeln müs-
sen, um bei regionalen Parlamentswahlen antreten zu 
können, dies online über das Portal gosuslugi.ru tun 
können. Darüber hinaus konnten über eine Million 
Wähler:innen aus Moskau und dem Gebiet Nischni 
Nowgorod online an der Volksabstimmung über die 
Verfassungsänderung teilnehmen (https://tass.com/
society/1173463; https://www.rbc.ru/politics/01/07/
2020/5efccdb09a7947b892449d6a). In diesem Jahr 
können laut der Zentralen Wahlkommission Russlands 
neun Regionen bei den Dumawahlen und den anderen 
Wahlen eine elektronische Stimmabgabe organisieren 
(https://www.golosinfo.org/articles/145084).

Einerseits mögen diese Neuerungen angesichts der 
Corona-Pandemie vernünftig erscheinen. Andererseits 
ist es unwahrscheinlich, dass damit Wahlbetrug ein-
gedämmt werden kann. In der Tat hatte der begrenzte 
Einsatz einer elektronischen Stimmabgabe 2019 bei 
den Wahlen zur Moskauer Stadtduma zu einem Skan-
dal geführt, als in einem der »Online-Stimmbezirke« 

ein anomal hoher Stimmenanteil für einen Kandidaten 
festgestellt wurde, den die Stadtverwaltung unterstützt 
hatte (Einer der Kandidat:innen in diesem Stimmbezirk 
hatte offiziell Beschwerde eingelegt und sogar eine Inter-
netseite über diesen Fall eingerichtet: https://evoting.ru/
en). Im Allgemeinen sind die Instrumente zur Online-
Stimmabgabe in Russland übereilt und ohne eine rich-
tige unabhängige Aufsicht entwickelt worden. So ist 
zum Beispiel immer noch unklar, wie bei den kom-
menden Wahlen ein System zur Online-Stimmabgabe 
genau funktionieren soll, und wie die Zivilgesellschaft 
hier ein Monitoring durchführen könnte (https://www.
golosinfo.org/articles/145084).

Wie der Kreml aus den neuen Technologien 
Kapital schlagen kann
Zunächst kann die Einführung und der zunehmende 
Einsatz dieser Instrumente für eine Erhöhung der Legi-
timität genutzt werden, indem demonstriert wird, dass 

das Regime tatsächlich auf die Unzufriedenheit einiger 
Wähler:innen dadurch reagiert, dass die Qualität der 
Wahlen verbessert wird. So kann die Neuerung, dass 
potenziellen Kandidat:innen eine Unterschriftensamm-
lung über gosuslugi.ru erlaubt wird, als Antwort auf die 
Moskauer Proteste 2019 betrachtet werden. Diese hat-
ten begonnen, als viele Oppositionskandidat:innen unter 
dem Vorwand nicht zugelassen wurden, dass die gesam-
melten Unterschriften in ihren Registrierungsunterla-
gen ungültig seien.

Wichtiger ist jedoch, dass die Behörden, wenn sie 
mit Hilfe eines Online-Wahlsystems jemandem Stim-
men »entziehen« oder der oder dem »richtigen« Kandi-
daten:in zusätzliche Stimmen organisieren wollen, nicht 
mehr auf Mittelsleute wie Mitglieder lokaler Wahlkom-
missionen oder Direktor:innen staatlicher Unterneh-
men angewiesen sind. Illegale Maßnahmen, etwa der 
stapelweise Einwurf manipulierter Stimmzettel oder 
die Drohung mit Entlassung an Angestellte, die sich 
dem Regime gegenüber nicht loyal zeigen, können von 
Aktivist:innen aufgedeckt werden, was diese Mittels-
leute mitunter vorsichtig und skeptisch macht, wie Cole 
J. Harvey zu bedenken gibt. Gleichzeitig zeigen einige 
Forschungsarbeiten, etwa der Beitrag von Sutton, But-
cher und Svensson zu Protestmobilisierung als Antwort 
auf Repressionen durch die Polizei und der von Phi-
lipp Kuntz und Mark Thompson zu Demonstrationen 
nach Wahlen, dass sichtbare und/oder schnell verfüg-
bare Belege für Verfehlungen der Behörden die Wahr-
scheinlichkeit von Protesten beträchtlich erhöhen kön-
nen. Solche Belege während der Wahlen zu erlangen, ist 
schwierig. Und selbst wenn es zu wachsender öffentlicher 
Kritik kommt, können neueingeführte Technologien 
einfach wieder ausrangiert werden. So wurden beispiels-
weise in Kasachstan die in den frühen 2000er Jahren 
eingeführten elektronische Wahlmaschinen 2011 wieder 
abgeschafft, schreibt Maxat Kassen. Würde der Kreml 
so vorgehen, könnte er wiederum Punkte für seine Legi-
timität sammeln, weil er vorgeblich eine Reaktion zeigt. 
Und schließlich können die Behörden elektronisches 
Wählen und das Online-Sammeln von Unterstützer-
unterschriften in der Praxis auf strategische und sichere 
Weise einsetzen. So könnte elektronisches Wählen nur 
in den Hochburgen des Regimes zugelassen werden. 
Bei den Parlamentswahlen 2008 in Aserbaidschan war 
in potenziell »problematischen« Wahlkreisen, in denen 
auf unverfrorenen Wahlbetrug zurückgegriffen werden 
musste, die Wahrscheinlichkeit geringer, dass Videoka-
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meras installiert wurden, so das Ergebnis einer Studie 
von Sjoberg. In Russland war es so, dass die Zustim-
mungsraten zu den Verfassungsänderungen bei denen, 
die in Moskau und in Nischni Nowgorod online abge-
stimmt haben, unter dem landesweiten Wert von 78 Pro-
zent lagen, nämlich bei rund 62 bzw. 60 Prozent. Aller-
dings ist auffällig, dass die Verfassungsänderungen hier 
nicht einmal von einer Mehrheit jener abgelehnt wurden, 
die online abgestimmt hatten und von denen anzuneh-
men ist, dass sie liberaler eingestellt sind als der oder die 
russische Durchschnittswähler:in. Was die Unterstüt-
zerunterschriften anbelangt, so könnte Anwärter:innen 
für das Regionalparlament erlaubt werden, höchstens 
die Hälfte der Unterschriften online zu sammeln. Das 
würde den Behörden immer noch reichlich Raum las-
sen, sie unter dem gewohnten Vorwand nicht anzuer-
kennen, dass zu viele der konventionell gesammelten 
Unterschriften ungültig seien.

Neue Technologien zur Stimmabgabe könnten also 
die Lage mit den Wahlfälschungen bei den anstehenden 
Wahlen und in der Folgezeit verschlechtern. Allerdings 
ist es unwahrscheinlich, dass sie massenhafte Unzufrie-
denheit verhindern werden, wenn die Voraussetzun-
gen hierfür herangereift sind. Einige vergleichende For-
schungen zeigen, dass Proteste nach Wahlen nicht oder 
nicht allein wegen Wahlfälschungen an sich erfolgen. 
Sie sind wahrscheinlicher, wenn Bürger:innen vom herr-
schenden Regime aufgrund der sozio-ökonomischen 
Belastungen enttäuscht sind und beginnen, auf einen 
Wandel zu hoffen, wie Dawn Brancati und Adrián 
Lucardi herausgearbeitet haben. In einer solchen Situa-
tion kann jedes Ergebnis zugunsten des herrschenden 
Regimes zum Auslöser werden.

Übersetzung aus dem Englischen: Hartmut Schröder
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Bedingungen der Wahlbeobachtung durch Bürger in der Russischen 
Föderation vor den Dumawahlen 2021
Tatyana Hilscher-Bogussevich (Hemmingen)

Die russischen Gesetze sehen die Beobachtung von 
Wahlprozessen durch Vertreter der zur Wahl ste-

henden Kandidaten, durch Medien und durch interna-
tionale Beobachter vor. Sie garantieren allerdings nicht 
explizit die Möglichkeit einer langfristigen Wahlbeob-
achtung und den Zugang zu Institutionen und Prozessen 
der Wahl. Außerdem gibt es – in Verletzung internatio-
naler Standards – keine Regeln zur Direktakkreditie-
rung russischer zivilgesellschaftlicher Wahlbeobachter. 
Diese müssen über Kandidaten oder Medien akkre-
ditiert werden oder – seit 2017 – auf Nominierungen 
durch die staatlich kontrollierte Zivilkammer zurück-
greifen. Dass Vertreter einheimischer, zivilgesellschaft-
licher Organisationen nicht direkt als Wahlbeobachter 
akkreditiert werden können, widerspricht der Idee einer 
unabhängigen und neutralen Wahlbeobachtung durch 
die Bürger. Jegliche Zugehörigkeit bewirkt eher, dass 
eine Loyalität zu den entsendenden Akteuren erwartet 
oder angenommen wird, als den Prinzipien unvorein-
genommener Wahlbeobachtung zu dienen.

Weitere Einschränkungen bedeuten Regelungen, 
laut denen jede Einrichtung höchstens zwei Beobach-
ter pro Wahllokal aufstellen darf, wobei diese nicht 
beide gleichzeitig anwesend sein dürfen, sondern immer 
nur einer von ihnen. Außerdem müssen Beobachter 
bestimmten Wahlkommissionen zugeordnet werden, 
was die mobile Wahlbeobachtung effektiv verhindert. 
Als weitere Einschränkung werden Wahlkreise festge-
legt, innerhalb derer die Beobachter jeweils aufgestellt 
werden können. Das schränkt deren Mobilität zusätz-
lich ein, denn Beobachter bei Regional- und Lokalwah-
len können so ausschließlich in ihren jeweiligen Regio-
nen oder Orten tätig sein. Eine weitere administrative 
Hürde ist schließlich, dass bei den jeweiligen Territo-
rialen Wahlkommissionen drei Tage vor den Wahlter-
minen Listen mit den für die Wahllokale aufgestellten 
Wahlbeobachtern eingereicht werden müssen.

Gleichzeitig kritisieren russische und internationale 
Experten schon lange die Wahlbeobachtung durch Zivil-
kammern, die der russische Staat aktiv befördert. Kriti-
siert wird vor allem die fehlende einheitliche Beobach-
tungsmethode, ihr Fokus auf den Abläufen am Wahltag, 
dass sie keinerlei Maßnahmen zur Langzeitbeobachtung 
vorsieht und vor allem mutmaßliche Verbindungen und 
die Loyalität der Kammern zu den staatlichen Behörden.

Am 30. Dezember 2020 wurden die Bestimmungen 
der ohnehin schon repressiven »Ausländische-Agenten«-
Gesetzgebung noch weiter ausgedehnt, sodass diese nun 

auf alle rechtsfähigen öffentlichen Vereinigungen und 
Privatpersonen angewendet werden können, die sich in 
Form »politischer Aktivitäten« engagieren und Unter-
stützung aus dem Ausland erhalten. »Politische Aktivitä-
ten« wird dabei über die Maßen breit definiert. »Unter-
stützung aus dem Ausland« umfasst nicht nur finanzielle 
Mittel, sondern auch jegliche materielle, organisato-
rische oder methodische Unterstützung, selbst solche 
über Mittelsleute. Das Wahlgesetz verbietet nicht-kom-
merziellen Organisationen, denen zugeschrieben wird, 
Funktionen »ausländischer Agenten« auszuführen, jeg-
liche Aktivitäten, die der Organisation von Wahlen die-
nen oder diese konterkarieren könnten, genauso wie die 
Aufstellung von Kandidaten sowie jede andere Art der 
Beteiligung an Wahlkämpfen. Die Gesamtheit der Res-
triktionen, die diese Regelungen bedeuten, schränken 
die Möglichkeiten zivilgesellschaftlicher Organisationen 
und ihrer Unterstützer weiter deutlich ein, sich im Rah-
men von Wahlbeobachtung oder anderweitig im Zusam-
menhang mit Wahlen – etwa bei der Wählerinforma-
tion oder in Aufklärungskampagnen – zu engagieren.

Nach Pilotversuchen bei den Wahlen in den Oblas-
ten Kursk und Jaroslawl im September 2020 gab die 
Zentrale Wahlkommission ihre Absicht bekannt, den 
Einsatz des elektronischen Distanzwählens bei den 
Dumawahlen auf sechs Regionen auszuweiten. Die 
schrittweise Einbeziehung neuer Technologien zur 
Stimmabgabe steht zwar mit international anerkann-
ten Praktiken im Einklang, durch das Wählen außer-
halb der kontrollierten Umgebung von Wahllokalen 
birgt die elektronische Stimmabgabe allerdings nach 
wie vor Gefahren – bedroht sind unter anderem die 
Prinzipien der geheimen, freien und ordnungsgemäßen 
Abstimmung sowie das öffentliche Vertrauen. Ange-
sichts der eingeschränkten Beobachtbarkeit technolo-
gischer Lösungen dürfte der breitere Einsatz elektroni-
scher Stimmabgabe für die Beobachter der Wahlen 2021 
weiter Herausforderungen mit sich bringen.

Seit 2012 werden in Russland Wahllokale mit Video-
kameras ausgestattet, um den Wahltag aufzuzeichnen 
und das Material online zu übertragen – diese Maß-
nahmen, so hieß es, sollen das öffentliche Vertrauen in 
den Ablauf der Wahlen und deren Transparenz erhöhen. 
Angesichts der gesamten Einschränkungen der unab-
hängigen Bürgerwahlbeobachtung stellt die Distanzbe-
obachtung einen wichtigen und in manchen Fällen den 
einzigen Beobachtungsmechanismus dar und Beobach-
tungsorganisationen waren in der Lage, Werkzeuge und 
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weiterhin sehr hoch blieben. Während die russische 
Wirtschaft zwischen 2010 und 2012 durchschnittlich 
mit einer jährlichen Wachstumsrate von 4,2 Prozent 
wuchs, ging das Wachstum nach Putins Wiederwahl 
im Jahr 2013 auf 1,5 Prozent zurück.

Vor den Duma-Wahlen 2016 hatte sich die Situa-
tion weiter verschlechtert. 2014 schrumpfte die russische 
Wirtschaft um 1 Prozent, 2015 dann schon um 2,2 Pro-
zent. Um den Einfluss der Wirtschaftskrise auf die Wah-
len zu begrenzen, beschloss der Kreml, diese so ereig-
nislos wie möglich zu gestalten. Das Datum der Wahl 
wurde von Dezember auf Mitte September vorverlegt, 
ein Zeitpunkt an dem die meisten Russ:innen gerade 
von den Sommerferien zurückkehrten. Um die Auf-
merksamkeit so niedrig wie möglich zu halten, verzich-
tete Einiges Russland weitgehend auf die Durchführung 
eines Wahlkampfs. Mit Hilfe einer extrem niedrigen 
Wahlbeteiligung und massiver Wahlfälschung gelang es 
der Partei, sogar eine Verfassungsmehrheit zu erreichen.

Fünf Jahre später hat sich die wirtschaftliche Situa-
tion zu einem Desaster entwickelt. Nach Angaben der 
Weltbank (unter Einbezug eines geschätzten wirtschaft-
lichen Rückgangs von 4 Prozent für das Jahr 2020) liegt 
das Pro-Kopf-Einkommen Russlands im Frühjahr 2021 
unter dem Wert von 2008. Dem oder der durchschnitt-
lichen russischen Staatsbürger:in geht es somit heute 
schlechter als vor 13 Jahren. In jedem demokratischen 
Staat wäre eine Regierung mit einer solch düsteren Wirt-
schaftsbilanz längst abgewählt worden.

Das Problem liegt hierbei nicht so sehr beim Ein-
bruch des Ölpreises seit Mitte 2014, sondern vielmehr 
beim völligen Mangel einer Strategie seitens der rus-
sischen Regierung. Während Putin sich hauptsäch-
lich mit außenpolitischen Fragen befasste, zeigte sich 
Ministerpräsident Dmitrij Medwedjew unfähig, die 
wirtschaftliche Stagnation anzugehen. Als Medwed-
jew im Januar 2020 schließlich durch Michail Mischus-
tin ersetzt wurde, verhinderte die Covid-19-Pandemie 
einen Kurswechsel, obwohl Mischustin von Beobach-
ter:innen im Vergleich zu Medwedew allgemein als der 
kompetentere Manager eingeschätzt wird.

Die Schwäche der russischen Regierung beruht 
zumindest teilweise auf einer Verschiebung der Macht-
verhältnisse innerhalb der herrschenden Elite. Während 
unter Präsident Medwedjew vor allem wirtschaftslibe-
rale Technokrat:innen das Sagen hatten, sitzen seit 2012 
hauptsächlich Mitglieder der Sicherheitsdienste an den 
Schalthebeln der Macht. Diesen sogenannten Silowiki 
ist entweder die wirtschaftliche Entwicklung des Landes 
weniger wichtig als andere Ziele, oder sie verstehen nicht, 
wie sich Kontrolle und Repression auf die Entwicklung 
einer modernen Volkswirtschaft auswirken, oder beides.

Leider hat sich diese Situation in den letzten Jahren 
weiter verschlechtert. Seit etwa 2018 werden nicht nur 

Firmen und Unternehmen wieder vermehrt von staatli-
chen Aufsichtsbehörden und Sicherheitsdiensten ange-
griffen und unter Druck gesetzt, sondern zunehmend 
auch Forschung und Wissenschaft. Da Innovationen ein 
entscheidender Input für die notwendige Diversifikation 
der russischen Wirtschaft sind, sind die längerfristigen 
Auswirkungen dieser Entwicklung fatal. Für die meis-
ten in Russland tätigen Wissenschaftler:innen klingt die 
Behauptung der russischen Sicherheitsdienste, dass die 
wissenschaftlichen Ergebnisse des Landes vor feindse-
ligen ausländischen Mächten geschützt werden müssen, 
wie bittere Ironie. Wenn es russischen Wissenschaft-
ler:innen nicht mehr gestattet ist, auf sinnvolle Weise 
mit internationalen Kolleg:innen zusammenzuarbeiten, 
und die vielversprechendsten jungen Forscher:innen ent-
weder die Wissenschaft oder das Land verlassen, wird 
bald nichts Schützenswertes mehr übrigbleiben.

Zur Verteidigung von Dmitrij Medwedjew muss 
man anmerken, dass während seiner Präsidentschaft 
zwischen 2008 und 2012 tatsächlich eine Strategie zur 
langfristigen Wirtschaftsentwicklung existierte. Die 
Wirtschaftskrise der Jahre 2008 und 2009 hatte als 
eine Art Weckruf gewirkt und zu einer unternehmer-
freundlicheren Politik der Regierung geführt. Es wur-
den Institutionen eingerichtet, um Unternehmer vor 
Repressionen durch staatliche Sicherheitsdienste und 
vor Unternehmensenteignungen zu schützen. Mit dem 
Skolkowo-Institut für Wissenschaft und Technologie 
versuchte die Regierung, ein eigenes Silicon Valley auf-
zubauen. Die Polizeireform von 2011 führte tatsächlich 
zu einem signifikanten Rückgang polizeilicher Korrup-
tion auf niedriger und mittlerer Ebene. Man kann nur 
spekulieren, welche Auswirkungen eine Fortsetzung die-
ser Politik gehabt hätte.

Im Gegensatz dazu sieht die Wirtschaftsbilanz von 
Wladimir Putin seit seiner Rückkehr ins Präsidenten-
amt düster aus. Die meisten der unter Medwedjew ein-
geleiteten Wirtschaftsreformen und -initiativen wur-
den entweder eingestellt oder verloren an Bedeutung. 
Fasst man die Wachstumsraten der letzten acht Jahre 
zusammen, kommt man zu einer durchschnittlichen 
Gesamtwachstumsrate von fast genau 0 Prozent. Dies 
ist viel zu niedrig für ein Schwellenland mit dem Poten-
zial der Russischen Föderation. Noch schlimmer als die 
wirtschaftliche Stagnation ist allerdings der Mangel an 
Perspektiven. Mit der Verfassungsreform aus dem ver-
gangenen Jahr kann Putin bis 2036 an der Macht blei-
ben. Eine Änderung des Wirtschaftskurses ist derzeit 
nicht in Sicht.

Diese düsteren Aussichten haben dazu geführt, dass 
eine neue Generation junger und talentierter Politi-
ker:innen entstanden ist, die trotz des hohen Drucks 
von Seiten des Staatsapparats versuchen, alternative 
Lösungen für Russlands Probleme anzubieten. Mit 
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Fear and Loathing in Russia: Repressionen als Herrschaftsinstrument des 
Kremls
Vladimir Gel’man (Europäische Universität in St. Petersburg und Universität Helsinki)

Seit 2012 hat der Kreml selektive politische Repressio-
nen gegenüber seinen Rivalen in verschiedener Aus-

prägung eingesetzt. Diese Repressionen gingen weit über 
die Ermordung von Boris Nemzow im Jahr 2015 und die 
Vergiftung von Alexej Nawalnyj im Jahr 2020 hinaus, 
über die hinlänglich berichtet wurde. Massenprotesten 
begegnet der Kreml mit Gegenangriffen: Kritiker:innen 
werden eingeschüchtert und öffentlich diskreditiert, 
Oppositionsaktivist:innen und -anhänger:innen ver-
folgt, belästigt und gewaltsam angegangen. Die jüngste 
Protestwelle im Januar 2021 kurz nach der Festnahme 
und Inhaftierung von Nawalnyj, führte zu Festnah-
men und Verhaftungen von Tausenden von Demons-
trierenden im ganzen Land, hauptsächlich in Moskau 
und St. Petersburg. Was sind die Hauptmerkmale die-
ser Repressionen und inwieweit können sie dazu beitra-
gen, die Herrschaft des Kremls auf Dauer zu erhalten?

Tatsächlich erfüllen politische Repressionen im 
Autoritarismus sowohl eine Straf- als auch eine Signal-
funktion. In erster Linie ist ihr unmittelbares Ziel, tat-
sächliche und/oder potenzielle Herausforderer:innen des 
Regimes zu bestrafen und ganz auszuschalten. Gleich-

zeitig zielen Repressionen oder deren Androhung darauf 
ab zu verhindern, dass sich starke Unzufriedenheit in 
der Öffentlichkeit verbreitet. Diese könnte zur Mobi-
lisierung gegen das Regime führen. Gleichzeitig soll 
unterbunden werden, dass sich die organisierte Oppo-
sition in verschiedenen Schichten der russischen Gesell-
schaft ausbreitet. So erhalten Regimekritiker:innen ein 
starkes Signal über die Risiken, welche ein derart uner-
wünschtes, unkonventionelles Verhalten für ihre Kar-
riere und ihr Wohlergehen nach sich ziehen. Dies führt 
also möglicherweise dazu, dass sie weniger Bereitschaft 
an den Tag legen, sich an regimefeindlichem Aktivis-
mus zu beteiligen.

In gewisser Weise ähnelt diese Vorgehensweise, poli-
tische Repressionen gezielt einzusetzen, an die späte 
Sowjetunion. Diese ging in den 1960er Jahren von Mas-
senrepressionen zur gezielten Bekämpfung von Dissi-
dent:innenaktivitäten über und konnte diese auch bis zu 
einem gewissen Grad eindämmen. Während die Zahl 
der politischen Gefangenen in der Sowjetunion zu die-
ser Zeit nie mehr als einige hundert Personen betrug, 
ermöglichte es die präventive Kontrolle und Überwa-
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chung dem kommunistischen Regime, eine Protestmo-
bilisierung bis zur Perestrojka zu vermeiden. In gewisser 
Weise dient diese Erfahrung als Blaupause für die heu-
tigen Machthabenden Russlands.

Vergleichende Studien zeigen, dass der Umfang und 
die Intensität der Repressionen gegenüber Regimegeg-
ner:innen von einer Kombination aus drei Faktoren 
abhängen. Erstens zwingt die Wahrnehmung der eige-
nen Bedrohung die Machthabenden dazu, auch dann 
auf Repressionen zurückzugreifen, wenn die Gefahr 
eines Umsturzes durch Andersdenkende nicht sehr 
groß ist. Zweitens wird gerne auf Mittel der Repression 
zurückgegriffen, die sich in der Vergangenheit bewährt 
haben und schon einmal erfolgreich zur Eindämmung 
von Protesten eingesetzt wurden. Da Kooptation und 
Repressionen zwei Seiten derselben Medaille sind, setzt 
drittens die wirtschaftliche Stagnation der Belohnung 
loyaler und aktiver Bürger:innen durch das Regime 
Grenzen und trägt dazu bei, dass die Bestrafung von als 
illoyal bewertetem Verhalten verschärft wird.

Die jüngsten Erfahrungen Russlands passen zu die-
ser Logik. Im Narrativ des Kremls wird die Bedrohung, 
die von »Farbrevolutionen« ausgeht, stark übertrieben, 
insbesondere nach dem Regimewechsel in der Ukraine 
2014. Während der ersten Welle der Repressionen, die 
2012 nach den Wahlprotesten (»Bolotnaja-Strafpro-
zess«) einsetzte, wurden einige Dutzend Aktivist:innen 
inhaftiert, während mehrere Hundert aus Russland flo-
hen. Die Aktivitäten der Opposition gingen danach 
für eine Weile stark zurück. Aus Sicht des Kremls war 
diese Erfahrung ebenso wie die Übergriffe auf unabhän-
gige Medien und NGOs recht erfolgreich und ermu-
tigte das Regime, bei den nächsten Protesten im Zuge 
der Wahlen zur Moskauer Stadtduma 2019 und später 
im Jahr 2021 umso härter durchzugreifen. Schließlich 
war der Kreml angesichts stagnierender Realeinkom-
men der Russ:innen in den 2010er und 2020er Jahren 
nicht gewillt, sich die Loyalität der Russ:innen zu erkau-
fen. Gleichzeitig bot der Kreml Satellitenparteien wie 
der KPRF wenig Gelegenheiten, sich eigene Pfründe zu 
bewahren. Außerdem erweitert der Kreml im Gegensatz 
zu den 2000er Jahren den Pool seiner Anhänger:innen 
nicht mehr durch die Förderung von loyalen Jugendbe-
wegungen, NGOs und ähnlichem.

Die Ausweitung des Umfangs und der Intensität der 
Repressionen in Russland stellt sich in letzter Zeit fol-
gendermaßen dar: Die Liste der potenziellen Ziele, die 
zunächst auf Nichtregierungsorganisationen (die als 
»ausländische Agenten« bezeichnet wurden und mit vie-
len Einschränkungen und Geldstrafen konfrontiert sind) 
beschränkt war, wurde auf Medien und Einzelpersonen 
sowie andere nicht registrierte organisierte Gruppierun-

gen (wie das Netzwerk von Nawalnyjs Regionalbüros) 
ausgeweitet. Diese wurden mit noch strengeren Ein-
schränkungen und Geldstrafen konfrontiert. Die repres-
sive Gesetzgebung drang in immer neue Gebiete vor wie 
etwa Bildungs- und Lehrtätigkeiten, die vom russischen 
Parlament (das einen neuen Gesetzentwurf über ihre 
staatliche Lizenzierung vorschlug) als gefährliches Ein-
fallstor für westlichen Einfluss betrachtet werden. Auch 
die Regulierung des Internets und der sozialen Medien, 
wozu die Kriminalisierung von »Fake News« und ande-
ren Formen der Verbreitung unerwünschter Informatio-
nen sowie der Androhung, bestimmte Webseiten und 
Dienste für russische Nutzer:innen abzuschalten gehö-
ren, wurde in den 2020er Jahren verschärft. Zweitens 
wurden die Strafen für Demonstrierende bis zum Jahr 
2021 immer drakonischer, da Geldstrafen, die für die 
Zeit der 2010er Jahre typisch waren, durch mehr Verhaf-
tungen und Strafverfahren gegen Aktivist:innen ersetzt 
wurden. Drittens spielten die Interessen des Zwangs- 
und Repressionsapparats des russischen Staates, der sich 
durch die Schaffung von Anti-Extremismus-Abteilun-
gen in verschiedenen Behörden vergrößerte, eine wich-
tige Rolle bei der Ausbreitung der Repressionen. In eini-
gen Fällen wurden Strafverfahren von Bürokrat:innen 
schlicht fabriziert und/oder in Form einer persönlichen 
Vendetta vorangetrieben wurden, wie etwa im Fall der 
Organisation »Netzwerk« oder der Jurij Dmitriew-Affäre 
(siehe Grafik 1 auf S. 21).
Bislang brachten die Repressionen dem Kreml nur Teil-
erfolge. Die harten Strafen gegen Aktivist:innen dämpf-
ten den oppositionellen Aktivismus zwar für eine Weile, 
aber sie waren nicht in der Lage, die Proteste vollstän-
dig einzudämmen. Die Signale des Kremls, durch eine 
Atmosphäre von Angst und Schrecken bereit für mehr 
Repressionen zu sein, steht einer steigenden Unzu-
friedenheit der Russ:innen mit dem Regime gegen-
über. Besonders ausgeprägt ist diese in der russischen 
Jugend. Diese Widersprüche zwischen den Ansprüchen 
der Bevölkerung nach Veränderungen und dem Bestre-
ben des Regimes, den politischen Status quo um jeden 
Preis zu erhalten, werden sich nach den kommenden 
Wahlen zur Staatsduma 2021 wahrscheinlich noch ver-
stärken. In der Zwischenzeit sind Repressionen als wich-
tigstes Herrschaftsinstrument des Kremls ein riskantes 
Spiel, da der Zwangs- und Repressionsapparats des russi-
schen Staates über viel Macht verfügt. In einer Reihe von 
Autokratien ebneten vergleichbare Tendenzen den Weg 
zu Militärputschen gegen unpopuläre Diktator:innen, 
die ihre Legitimität verloren hatten. Inwieweit die russi-
sche Führung in der Lage sein wird, diese Risiken abzu-
wenden, bleibt abzuwarten.

Informationen über den Autor und Lesetipps finden Sie auf der 
nächsten Seite.
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auch andere Länder Gesetze haben, die die Tätigkeiten 
»ausländischer Agenten« einschränken, und dass Wah-
len vor ausländischer Beeinflussung geschützt werden 
müssen. Es gibt jedoch schwerwiegende Gründe für die 
Annahme, dass sich die jüngsten Änderungsvorschläge 
gegen bestimmte Individuen und Organisationen rich-
ten und zumindest teilweise mit Blick auf die Wahl zur 
Staatsduma 2021 verfasst wurden.

Die Änderungen könnten es erstens einigen opposi-
tionellen Politikern – unter ihnen Mitarbeiter von Ale-
xej Nawalnyjs Antikorruptionsstiftung – erschweren, bei 
den Wahlen zu kandidieren. Zwei bekannte Gesichter 
der Stiftung, Ljubow Sobol und Iwan Schdanow, wol-
len bei den Dumawahlen in Moskauer Einerwahlkreisen 
antreten. Sollten die Änderungen verabschiedet werden, 
ist es wohl unvermeidbar, dass sie den Vermerk »als aus-
ländischer Agent fungierender Kandidat« erhalten, denn 
die Antikorruptionsstiftung ist auf der Ausländische-
Agenten-Liste registriert. Im ganzen Land müssen oppo-
sitionelle Kandidaten, die für eine Organisation arbeiten 
oder Verbindungen zu einer Organisation haben, die auf 
der Liste »ausländischer Agenten« stehen, davon ausge-
hen, dass sie bei ihrer Registrierung zur Wahl zum »als 
ausländischer Agent fungierender Kandidat« oder zum 
»Kandidat mit Verbindungen zu einer als ausländischer 
Agent fungierenden Person« erklärt werden. Aufgrund 
der negativen Konnotation des Begriffs »ausländischer 
Agent« macht es ihnen das schwerer, Unterschriften für 
ihre Kandidatur zu sammeln und Wahlkampf zu füh-
ren und Wähler zu überzeugen, wenn sie als Kandida-
ten registriert sind.

Auch der von der Antikorruptionsstiftung ins 
Leben gerufenen Smart-Voting-Kampagne (����� 
�����������) können die Änderungen schaden. Smart 
Voting hat seit 2018 die Wahl zahlreicher Einiges-Russ-
land-Kandidaten bei Regional- und Kommunalwahlen 
in großen Städten erfolgreich verhindert, etwa in Cha-
barowsk, Moskau, Nowosibirsk, Tambow und Tomsk. 
Erreicht wurde das, indem die Wahlberechtigten auf-
gerufen wurden, für bestimmte Oppositionskandida-
ten zu stimmen – obwohl diese bei weitem nicht per-
fekt waren –, um die Zersplitterung der oppositionellen 

Stimmen zu verhindern. Momentan plant die Anti-
korruptionsstiftung, Smart Voting für die Wahlen 
zur Staatsduma 2021 in möglichst vielen Wahlkrei-
sen zu organisieren. Führende Köpfe der Stiftung ver-
muten, dass die neue Gesetzgebung eingesetzt werden 
könnte, um für das Smart Voting ausgewählte Personen 
als »Kandidaten mit Verbindungen zu einer als auslän-
discher Agent fungierenden Person« zu kennzeichnen. 
Manche Kandidaten werden es aus diesem Grund ableh-
nen, mit Smart Voting in Verbindung gebracht zu wer-
den. Und Kandidaten, die diese Kennzeichnung anneh-
men, werden es schwerer haben, Wähler zu überzeugen 
und erfolgreich Wahlkämpfe zu realisieren.

Schließlich könnten die Änderungen auch die Arbeit 
von Golos und anderen Wahlbeobachtungsorganisa-
tionen erschweren. Nachdem Golos als »ausländischer 
Agent« gebrandmarkt worden war, entschied die Organi-
sation, sich behördlich abzumelden und als »Bewegung« 
weiterzuarbeiten. Wenn die vorgeschlagenen Änderun-
gen verabschiedet werden, besteht für Golos – und für 
Aktivisten, die mit Golos in Verbindung stehen – erneut 
die Gefahr, als »ausländische Agenten« gekennzeichnet 
zu werden. Von Golos geschulte Beobachter werden so 
in der Theorie auch zu »ausländischen Agenten«, indem 
sie »organisatorisch-methodische Unterstützung« durch 
die Bewegung erhalten. Die Eintragung als »ausländi-
scher Agent« bringt eine Reihe unwillkommener Folgen 
für die betroffenen Personen mit sich, unter anderem 
dürfen diese auf keiner Ebene der staatlichen Adminis-
tration mehr arbeiten. Infolge der Änderungen könnte 
es für Golos (und andere Wahlbeobachtungsorganisa-
tionen) außerdem schwieriger werden, Wahlbeobach-
ter zu rekrutieren.

Zugegebenermaßen existiert bei den in den letzten 
Monaten in Kraft getretenen Änderungen eine große 
Unsicherheit sowohl in Bezug auf die Absichten dahinter 
als auch hinsichtlich ihrer möglichen Umsetzung. Wer 
sich für die anstehenden Staatsdumawahlen interessiert, 
sollte die Umsetzung der Änderungen in den nächsten 
Monaten jedenfalls im Auge behalten.

Übersetzung aus dem Englischen: Sophie Hellgardt
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05. April 2021 Der Frontmann der russischen Rockband Elisium berichtet, dass der GlawClub, ein Veranstaltungsort in Mos-
kau, die Band hinderte, ein Bild von Alexej Nawalnyj während eines Konzerts zu zeigen.

05. April 2021 Putin unterzeichnet das Gesetz zur Regulierung von »Bildungsaktivitäten«.

05. April 2021 Putin unterzeichnet das Gesetz, das ihm erlaubt, nach dem Ende seiner Amtszeit im Jahr 2024 bei zwei wei-
teren Wahlen für das Präsidentenamt zu kandidieren.

05. April 2021 Ein Moskauer Gericht verlängert und verschärft die Bewährungsstrafe des linken Aktivisten Sergej Udalzow.

05. April 2021 Ein russisches Gericht verhängt eine Bewährungsstrafe gegen einen Demonstranten aus St. Petersburg, der 
während der Nawalnyj-Solidaritätsdemonstrationen am 31. Januar Polizist:innen gestoßen hatte.

05. April 2021 Die Organisatoren des Artdocfestes berichten, Drohungen wegen der geplanten Vorführung eines Dokumen-
tarfilms über einen jungen schwulen Mann erhalten zu haben, der aus Tschetschenien geflohen war.

06. April 2021 Die russische Gesellschaftskammer (Obschtschestwennaja Palata) entlässt die Menschenrechtsaktivistin 
Marina Litwinowitsch aus der Moskauer Kommission zur Überwachung der Rechte von Gefangenen (ONK).

06. April 2021 VKontakte sperrt eine Gruppe von St. Petersburger Kommunalabgeordneten, weil sie Geld für Flugblätter für 
eine Kundgebung zur Unterstützung Nawalnyjs gesammelt hatten.

06. April 2021 Ein Moskauer Gericht ordnet an, dass die Oppositionspolitikerin Ljubow Sobol dem Catering-Mogul Ewge-
nij Prigoschin, der enge Verbindungen in den Kreml hat, 500.000 Rubel (ca. 6.675 US-Dollar nach aktuel-
lem Wechselkurs) als Entschädigung für zwei »verleumderische« Tweets zahlen muss.

06. April 2021 Ein Moskauer Gericht verurteilt TikTok zu einer Geldstrafe von 2,6 Millionen Rubel (34.735 US-Dollar), weil 
das Unternehmen es versäumt hatte, Videos über die Nawalnyj-Solidaritätsproteste im Januar zu entfernen.

06. April 2021 Ein russisches Gericht hebt die Entscheidung über die Gewährung von Bewährung für den Aktivisten Jegor 
Lesnych (ein Angeklagter im sogenannten »Moskauer Strafprozess«, ein politischer Strafprozess im Zuge der 
Protestwelle vor den Moskauer Stadtparlamentswahlen 2019, Anm. der Redaktion) auf. Sein Anwalt sagte, 
dass er rückwirkend für Verstöße verantwortlich gemacht wird.

07. April 2021 Ein Gericht in Rostow am Don lehnt es ab, den 66-jährigen Vater des Oppositionellen Iwan Shdanow aus 
der Untersuchungshaft zu entlassen.

07. April 2021 Die Polizei dringt in Nawalnyjs Regionalbüro in St. Petersburg ein und beschlagnahmt Aufkleber mit dem 
Slogan »Russland wird glücklich sein«.

07. April 2021 Die Gesamtsumme der Geldstrafen, die gegen Radio Free Europe/Radio Liberty (RFE/RL) nach dem rus-
sischen Gesetz über »ausländische Agenten« verhängt wurden, beläuft sich auf mehr als 71 Millionen Rubel 
(fast 950.000 US-Dollar).

07. April 2021 Ein Moskauer Taxifahrer wird zu zwei Jahren Haft in einer Strafkolonie verurteilt, weil er während der Nawal-
nyj-Solidaritätsdemonstrationen am 23. Januar eine Absperrung aus Metall auf einen Offizier der russischen 
Nationalgarde geworfen haben soll.

07. April 2021 Ein Versicherungsanwalt aus Rostow wird im Zusammenhang mit den Ermittlungen zu einem Graffiti mit 
der Aufschrift »Putin ist ein Dieb« verhaftet. Der FSB beschuldigt die Angeklagten, einer »extremistischen 
Gruppe« anzugehören.

08. April 2021 Das russische Ermittlungskomitee beginnt, gegen den Aktivisten der »Sozialistischen Alternative«, Matwej 
Aleksandrow, wegen des Verdachts der Verletzung des sogenannten »Dadin-Artikels« (Artikel 212.1 des rus-
sischen Strafgesetzbuches, der umgangssprachlich nach Ildar Dagin benannt wurde, weil Dadin als Erster zu 
mehrjähriger Haft für die wiederholte Teilnahme an nichtgenehmigten Demonstrationen verurteilt wurde, 
Anm. der Redaktion) zu ermitteln.

09. April 2021 Der Koordinator von Nawalnyjs Regionalbüro in Murmansk berichtet, dass Flugblätter in Briefkästen einge-
worfen wurden, auf denen sie als Kopf einer »Bande von Unmenschen« bezeichnet wurde.

09. April 2021 In Moskau wird der Filmregisseur Witalij Manskij bei einer Artdocfest-Veranstaltung angegriffen.

09. April 2021 Ein russisches Gericht verurteilt einen Demonstranten zu 3,5 Jahren Haft in einer Gefängniskolonie, weil er 
während einer Nawalnyj-Solidaritätskundgebung am 31. Januar einen Polizisten mit Pfefferspray besprüht hatte.

09. April 2021 Ilja Schakurskij, der im sogenannten »Pensaer Netzwerk-Strafprozess« wegen Terrorismus verurteilt wurde, wird 
für zehn Tage in eine Strafzelle geschickt, weil er seine Kleidung außerhalb der Umkleidekabine gewechselt hatte.

10. April 2021 Sicherheitsbeamte führen eine Razzia in der Redaktion von »iStories« (Washnye Istorii) durch.
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10. April 2021 Nachdem seine Familie Drohanrufe erhalten hatte, zieht der Experte Wassilij Wajsenberg von der Wahlbeob-
achtungsbewegung »Golos« nach Nishnij Nowgorod um. An die Tür seiner neuen Wohnung wurde ein Zet-
tel geklebt, der an die vorherigen Drohungen erinnerte.

12. April 2021 Maxim Iwankin, ein weiterer Angeklagter, der im Terrorismusfall »Pensaer Netwerk-Strafprozesses« verurteilt 
wurde, wird nach einem Besuch bei seinem Anwalt für weitere 12 Tage in eine Strafzelle geschickt.

12. April 2021 Ein Moskauer Gericht verurteilt den Oppositionspolitiker Wladimir Milow zur Zahlung von 350.000 Rubel 
(4.680 US-Dollar) Schadensersatz an den Oligarchen Ewgenij Prigoschin wegen angeblicher Verleumdung.

12. April 2021 Die Leiterin der Allianz der Ärzte (von Nawalnyj unterstützt, Anm. der Redaktion), Anastasija Wasiljewa, 
wird wegen einer Kundgebung vor dem Gefängnis, in dem Alexej Nawalnyj inhaftiert ist, zu einer Geldstrafe 
von 180.000 Rubel (ca. 2.400 US-Dollar) verurteilt.

12. April 2021 Der Geschäftsführer der Organisation »Offenes Russland« wird wegen eines Posts in den sozialen Medien 
über das Sammeln von Masken und Schutzanzügen, die an Sanitäter:innen gespendet werden sollen, wegen 
eines Vergehens angeklagt.

12. April 2021 Der Enthüllungsjournalist Roman Anin wird im Zusammenhang mit einem Fall von Datenschutz in Bezug 
auf Olga Roshkowa, der Ex-Frau des Rosneft-Chefs Igor Setschin, verhört.

12. April 2021 Zwei Mitarbeitende von Nawalnyjs neuem Regionalbüro in Dagestan werden am Tag nach dessen Eröffnung 
als vermisst gemeldet.

12. April 2021 Die örtliche Polizei verklagt den Leiter von Nawalnyjs Regionalbüro in Pensa wegen der Oppositionsdemons-
trationen am 23. Januar auf Schadensersatz in Höhe von 883.000 Rubel (ca. 11.785 US-Dollar).

13. April 2021 Die Staatsanwaltschaft ficht ein Gerichtsurteil an, mit dem das Strafverfahren gegen die Nowosibirsker Akti-
vistin Jana Drobnochod hinsichtlich des »Dadin-Artikels« eingestellt wurde.

13. April 2021 Die Moskauer Polizei droht, Julia Nawalnaja (die Frau von Alexej Nawalnyj) unter präventive Aufsicht zu stellen.

13. April 2021 Alexander Schestun, ein ehemaliger Bezirksbürgermeister in einem Moskauer Vorort, der 15 Jahre Haft wegen 
Betrugs, Geldwäsche und anderer Verbrechen (in einem politischen Verfahren, Anm. der Redaktion) verbüßt, 
berichtet, dass gegen ihn wegen angeblicher Bedrohung eines Richters ermittelt wird.

13. April 2021 Nawalnyjs Regionalbüro in Murmansk wird bei einem Einbruch mit einem Hakenkreuz geschändet.

13. April 2021 Der Physiker Waleryj Golubkin wird in Moskau wegen des Verdachts auf Landesverrat verhaftet.

13. April 2021 Ein Gericht in Jekaterinburg verurteilt einen Notarzt wegen Kommentaren in sozialen Medien zu einer Geld-
strafe von 500.000 Rubel (6.675 US-Dollar).

14. April 2021 Strafverfolgungsbeamte in Moskau führen Durchsuchungen in den Wohnungen von vier Redakteur:innen 
der Studentenzeitschrift Doxa durch.

14. April 2021 Ein Moskauer Gericht verurteilt einen Anwohner zu zwei Jahren Gefängnis, weil er bei einer Kundgebung 
am 23. Januar einen Polizisten verprügelt hatte.

14. April 2021 Der Leiter von Nawalnyjs St. Petersburger Regionalbüro wird wegen eines Videos, das die Kundgebung vom 
31. Januar ankündigte, für 10 Tage ins Gefängnis gesteckt.

14. April 2021 Die Leitung von Radio Swoboda und Current Time TV (russischsprachige amerikanische Auslandssender, 
Anm. der Redaktion) bietet einigen Redakteur:innen ihres Moskauer Büros an, ihnen bei der Ausreise aus 
Russland aufgrund der Gesetzgebung gegen »ausländische Agenten« zu helfen.

14. April 2021 Ein Moskauer Gericht verurteilt die Gruppe Nasilju.Net, die sich gegen häusliche Gewalt einsetzt, zu einer 
Geldstrafe von 300.000 Rubel (fast 4.000 US-Dollar) wegen Verstoßes gegen das Gesetz über »ausländische 
Agenten«.

14. April 2021 Die Doxa-Redakteur:innen werden unter faktischen Hausarrest gestellt (sie dürfen ihre Wohnungen zwischen 
Mitternacht und 23:59 Uhr nicht verlassen).

15. April 2021 Ein Moskauer Gericht verurteilt die Oppositionspolitikerin Ljubow Sobol zu einer einjährigen Bewährungs-
strafe wegen Hausfriedensbruchs in der Wohnung eines FSB-Agenten, der angeblich an der Vergiftung Nawal-
nyjs im August 2020 beteiligt war.

15. April 2021 Die stellvertretende Direktorin der Allianz der Ärzte wird wegen eines Videos von der Kundgebung vor Nawal-
nyjs Gefängnis für acht Tage inhaftiert.

15. April 2021 Der Leiter von Nawalnyjs Krasnodarer Regionalbüro wird in Gelendschik festgenommen.

15. April 2021 Ein Arzt, der ein Plakat mit der Aufschrift »Überführen Sie Nawalnyj in ein echtes Krankenhaus« trug, wird 
in Moskau festgenommen.
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22. April 2021 Das Stadtgericht von Kurgan verhängt eine 30-tägige Haftstrafe gegen Alexej Schwarts, den Koordinator von 
Nawalnyjs Regionalbüro.

23. April 2021 Das russische Justizministerium setzt Meduza und das Erste Anti-Korruptions-Medienprojekt (PASMI) auf 
die Liste der »ausländischen Agenten«-Medien.

23. April 2021 Ein Moskauer Gericht befindet den Professor für Ingenieurswesen Alexej Worobjow (vom Moskauer Luft-
fahrtinstitut) des Hochverrats für schuldig und verurteilt ihn zu 20 Jahren in einem Hochsicherheitsgefängnis.

23. April 2021 Gegen einen Einwohner von Krasnojarsk wird ein Strafverfahren eingeleitet, weil er bei einer Nawalnyj-Soli-
daritätskundgebung am 21. April eine Fackel angezündet hatte.

23. April 2021 Ein Moskauer Gericht verurteilt den Koordinator des Bildungsprojekts »Otkrytki« zu einer Geldstrafe von 
150.000 Rubel (2.000 US-Dollar), weil er bei einem Kongress der Kommunalabgeordnete »gegen die Hygie-
nevorschriften verstoßen« hatte.

24. April 2021 Die Moskauer Polizei durchsucht das Haus des libertären Aktivisten Michail Swetow.

24. April 2021 Der Leiter von Nawalnyjs Regionalbüro in Wladiwostok wird zum Verdächtigen in einem Strafverfahren 
wegen angeblicher Beteiligung von Minderjährigen an illegalen Straßenblockaden.

24. April 2021 Der Oppositionelle Alexander Solowjow wird in Moskau verhaftet.

24. April 2021 Die Behörden in Nishnij Nowgorod beschuldigen den Geschäftsmann Michail Iosilewitsch, Todesdrohungen 
gegen einen Zeugen ausgesprochen zu haben. Iosilewitsch befindet sich bereits in Untersuchungshaft wegen 
des Verdachts der Beteiligung an einer »unerwünschten Organisation«.

25. April 2021 Der Oppositionsaktivist Pawel Krsewitsch wird in St. Petersburg festgenommen.

26. April 2021 Die Oppositionspolitikerin Ljubow Sobol wird wegen ihrer Äußerungen in einem Interview beim Radiosender 
Echo Moskwy vor den Nawalnyj-Solidaritätsdemonstrationen am 21. April zu einer Geldstrafe von 300.000 
Rubel (4.000 US-Dollar) verurteilt.

26. April 2021 Die Polizei eröffnet ein Ordnungswidrigkeitsverfahren wegen »Drogenpropaganda« in einem Video des You-
Tubers Jurij Dud.

26. April 2021 Ein regionaler Manager von Nawalnyjs politischem Netzwerk wird wegen eines Tweets für 10 Tage inhaftiert.

26. April 2021 Die Polizei lädt den Schriftsteller Dmitrij Bykow vor, um ihn wegen seiner Teilnahme an einer Nawalnyj-
Solidaritätskundgebung am 21. April eines Vergehens anzuklagen.

26. April 2021 Der libertäre Aktivist Jaroslaw Konwaj wird in Moskau verhaftet.

26. April 2021 Der Chefredakteur der Kusbass-Ausgabe von Nowosti Kiseljowsk verlässt Russland nach einem Angriff und 
Drohungen.

26. April 2021 Der libertäre Aktivist Michail Swetow wird wegen eines zweiten Verstoßes gegen die Regeln zur Durchfüh-
rung öffentlicher Versammlungen für neun Tage inhaftiert.

26. April 2021 Ein St. Petersburger Gericht verbietet fünf weitere Anime-Serien.

26. April 2021 Die Staatsanwaltschaft setzt die Aktivitäten von Nawalnyjs politischem Netzwerk bis zu einer Entscheidung 
über die »Extremismus«-Klage aus.

26. April 2021 Vier libertäre Aktivist:innen werden in Moskau festgenommen, weil sie ein Transparent zur Unterstützung 
von Michail Swetow von einer Brücke hängten.

27. April 2021 Ein Anwalt in Jekaterinburg wird zu 30 Stunden gemeinnütziger Arbeit verurteilt, weil er am 31. Januar eine 
Nawalnyj-Solidaritätskundgebung auf Facebook gestreamt hatte.

27. April 2021 Der Moskauer Korrespondent der »Komsomolskaja Prawda« wird auf eine Polizeistation gebracht, weil er über 
die Demonstration zur Unterstützung Nawalnyjs am 21. April berichtete.

27. April 2021 Der Mitarbeiter von Michail Swetow wird wegen einer Kundgebung zur Unterstützung des inhaftierten libe-
ralen Aktivisten zu einer Geldstrafe von 200.000 Rubel (2.670 US-Dollar) verurteilt.

27. April 2021 In Kaliningrad wird ein 74-jähriger Rentner mit Diabetes für 15 Tage inhaftiert, weil er an einer Kundge-
bung zur Unterstützung von Nawalnyj teilgenommen hatte.

27. April 2021 Vorstandsmitglieder des Menschenrechtszentrums Memorial werden für 10 Tage inhaftiert, weil sie einen Bei-
trag über die Nawalnyj-Solidaritätsdemonstrationen am 21. April retweetet hatten.

27. April 2021 Ein Korrespondent des unabhängigen Senders Doshd, der über die Oppositionsdemonstrationen berichtete, 
wird auf eine Polizeistation gebracht.
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